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Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze § 223 Abs. 2 SGB III stellt gegenüber den 

§§ 45 ff. SGB X i.V.m. § 330 SGB III eine
abschließende Sonderregelung dar,
soweit es um die vorzeitige Beendigung
des geförderten
Beschäftigungsverhältnisses geht. Aus §
223 Abs. 2 Satz 3 SGB III folgt allerdings,
dass die hier getroffene Spezialregelung
nur die Rückzahlung des
Förderungsbetrages für die Zeit vor der
Beendigung des
Beschäftigungsverhältnisses regelt. Für
die Rückzahlung des Förderungsbetrages
für die Zeit nach der Beendigung des
Beschäftigungsverhältnisses muss es
deshalb bei der Anwendbarkeit der §§ 45
ff. SGB X i.V.m. § 330 SGB III bleiben.

Normenkette § 223 Abs 2 SGB III
§§ 45 ff SGB X
§ 330 SGB III
§ 50 Abs 1 S 1 SGB X
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I. Auf die Berufung wird der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Dresden vom 11.
November 2002 abgeÃ¤ndert. Die Bescheide vom 20. Juli 2001 in der Gestalt des
Widerspruchbescheides vom 11. Januar 2002 werden aufgehoben, soweit darin
fÃ¼r die Zeit vom 01. August 2000 bis 31. August 2000 eine Erstattungsforderung
in HÃ¶he von 84,60 DM geltend gemacht wird. Im Ã�brigen wird die Klage
abgewiesen. II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind dem KlÃ¤ger fÃ¼r beide
VerfahrenszÃ¼ge nicht zu erstatten. III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Aufhebung der Bewilligung eines
Eingliederungszuschusses und die damit verbundene RÃ¼ckforderung von
Leistungen.

Der am â�¦ 1966 geborene KlÃ¤ger ist Elektromeister und Inhaber eines
Handwerksbetriebes. Am 31. Juli 2000 beantragte er bei der Beklagten
Eingliederungszuschuss bei Einarbeitung fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten in
HÃ¶he von 30 Prozent des fÃ¼r die Bemessung berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen
Arbeitsentgelts fÃ¼r die Einstellung des Arbeitnehmers â�¦ K â�¦ (in Folgenden: K.).
Ausweislich des Arbeitsvertrages vom 1. August 2000 erfolgte die Arbeitsaufnahme
am 1. August 2000. Es handelte sich um eine VollzeitbeschÃ¤ftigung. Das
regelmÃ¤Ã�ig gezahlte Arbeitsentgelt sollte sich bei einer regelmÃ¤Ã�igen
Arbeitszeit von 40 Stunden wÃ¶chentlich auf 2.995 DM monatlich belaufen. Das
Antragsformular enthielt eine vorformulierte ErklÃ¤rung, die der KlÃ¤ger
unterzeichnete. Sie lautet auszugsweise:

" â�¦ 2. Ich verpflichte mich, dem Arbeitsamt jede Ã�nderung gegenÃ¼ber meinen
Angaben im Antrag mitzuteilen, die sich auf die Zahlung des
Eingliederungszuschusses und des Einstellungszuschusses bei NeugrÃ¼ndungen
auswirken, insbesondere â�� die LÃ¶sung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses wÃ¤hrend des
FÃ¶rderungs zeitraums und in der WeiterbeschÃ¤ftigungszeit (nicht bei
Eingliederungszuschuss fÃ¼r Ã¤ltere Arbeitnehmer) sowie die hierfÃ¼r
maÃ�geblichen GrÃ¼nde, â�� eine Verringerung des der Bemessung der Leistung
zu Grunde liegenden berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Arbeitsentgelts, â�� eine
Unterbrechung der Zahlung des Arbeitsentgelts â�¦ 4. Ich verpflichte mich, den
Eingliederungszuschuss bei Einarbeitung/bei erschwerter Vermittlung teilweise
zurÃ¼ckzuzahlen, wenn das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend des
FÃ¶rderungszeitraums oder innerhalb eines Zeitraums, der der FÃ¶rderungsdauer
entspricht, lÃ¤ngstens jedoch von zwÃ¶lf Monaten, nach Ende des
FÃ¶rderungszeitraums beendet wird. Dies gilt nicht, wenn 1. ich berechtigt war, das
ArbeitsverhÃ¤ltnis aus GrÃ¼nden, die in der Person oder dem Verhalten des
Arbeitnehmers liegen, oder aus dringenden betrieblichen Erfordernissen, die einer
WeiterbeschÃ¤ftigung in diesem Betrieb entgegenste hen, zu kÃ¼ndigen, 2. die
Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses auf das Bestreben des Arbeitnehmers hin
erfolgt, ohne dass ich den Grund hierfÃ¼r zu vertreten habe, oder 3. der
Arbeitnehmer das Mindestalter fÃ¼r den Bezug der ge setzlichen Altersrente
erreicht hat. Die RÃ¼ckzahlung ist auf die HÃ¤lfte des FÃ¶rderungsbetrages,
hÃ¶chstens aber den in den letzten zwÃ¶lf Monaten vor der Beendigung des
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BeschÃ¤f tigungsverhÃ¤ltnisses gewÃ¤hrten FÃ¶rderungsbetrag begrenzt.
UngefÃ¶rderte NachbeschÃ¤ftigungszeiten sind anteilig zu be rÃ¼cksichtigen.

Die Hinweise zu EingliederungszuschÃ¼ssen und EinstellungszuschÃ¼ssen bei
NeugrÃ¼ndungen nach dem SGB III habe ich erhalten und von deren Inhalt
Kenntnis genommen."

Mit Bescheid vom 1. Dezember 2000 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger die
beantragte Leistung fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2000 bis 31. Januar 2001
anlÃ¤sslich der Einstellung von Herrn K. auf der Grundlage des
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Arbeitsentgelts (einschlieÃ�lich Arbeitgeberanteil am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag) in HÃ¶he von 3.594,00 DM monatlich. Bei einem
FÃ¶rderungssatz von 30 Prozent wurde der monatliche Zuschussbetrag auf
1.078,20 DM festgelegt. Der Zuschuss werde jeweils monatlich nachtrÃ¤glich
Ã¼berwiesen. Nach der Rechtsbehelfbelehrung finden sich Nebenbestimmungen,
auf die im Bescheidstext hingewiesen wird. Dort heiÃ�t es u. a.:

"Sie haben dem Arbeitsamt unverzÃ¼glich sÃ¤mtliche Ã�nderungen gegenÃ¼ber
Ihren Angaben im Antrag mitzuteilen, die sich auf die Zahlung des
Eingliederungszuschusses auswirken, insbesondere die LÃ¶sung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses wÃ¤hrend des FÃ¶rderungszeitraumes oder wÃ¤hrend der
WeiterbeschÃ¤ftigungszeit und die GrÃ¼nde hierfÃ¼r, eine Verringerung des
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Arbeitsentgelts (mit BegrÃ¼ndung), â�¦ Der
Eingliederungszuschuss bei Einarbeitung ist teilweise zurÃ¼ckzuzahlen, wenn das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend des FÃ¶rderungszeitraumes oder innerhalb
eines Zeitraumes, der der FÃ¶rderungsdauer entspricht, lÃ¤ngstens jedoch von
zwÃ¶lf Monaten, nach Ende des FÃ¶rderungszeitraumes beendet wird. Dies gilt
nicht, wenn â�¦ die Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses auf das Bestreben des
Arbeitnehmers hin erfolgt, ohne dass der Arbeitgeber den Grund hierfÃ¼r zu
vertreten hat â�¦ Die RÃ¼ckzahlung ist auf die HÃ¤lfte des FÃ¶rderungsbetrages,
hÃ¶chstens aber den in den letzten zwÃ¶lf Monaten vor der Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses gewÃ¤hrten FÃ¶rderungsbetrag begrenzt."

Mit Schreiben vom 5. Dezember 2000 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, ihr sei
bekannt geworden, dass das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit Herrn K. gelÃ¶st worden sei.

Mit einer unter dem 5. Dezember 2000 datierten ErklÃ¤rung antwortete der KlÃ¤ger
hierauf, das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit Herrn K. sei am 31. August 2000 durch
den Arbeitgeber gelÃ¶st worden. Ein als Anlage in Ablichtung beigefÃ¼gter
Aufhebungsvertrag zwischen dem KlÃ¤ger und Herrn K. datiert vom 31. August
2000. Die vom KlÃ¤ger fÃ¼r Herrn K. erstellte Verdienstbescheinigung fÃ¼r August
2000 weist eine BruttovergÃ¼tung von insgesamt 2.760,00 DM aus.

Mit Bescheid vom 20. Juli 2001 hob die Beklagte den Bescheid vom 1. Dezember
2000 gemÃ¤Ã� Â§ 48 SGB X i. V. m. Â§ 330 SGB III teilweise mit Wirkung ab 1.
September 2000 auf. Die Zahlung der ZuschÃ¼sse zu den Lohnkosten sei zu
diesem Zeitpunkt fÃ¼r vier Monate in HÃ¶he von 4.312,80 DM erfolgt gewesen. Die
dauerhafte Eingliederung von Herrn K. auf dem Arbeitsmarkt, entsprechend Â§ 217
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SGB III, habe durch KÃ¼ndigung in der FÃ¶rderzeit nicht erreicht werden kÃ¶nnen.
In der MaÃ�nahme sei demnach eine Ã�berzahlung in HÃ¶he von 3.319,20 DM
eingetreten, die gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 SGB X zu erstatten sei.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger durch Schreiben vom 14. August 2001 mit der
BegrÃ¼ndung Widerspruch ein, aus seiner Sicht liege keine Ã�berzahlung vor, weil
der Eingliederungszuschuss die mit der Schaffung eines dauerhaften Arbeitsplatzes
verbundene Gesamtbelastung des Unternehmens habe verringern sollen. FÃ¼r die
Schaffung dieses neuen Arbeitsplatzes seien etwa 15.000 DM investiert worden. Die
Leistungen der Beklagten hierzu seien insoweit bereits verbraucht. Nachdem Herr K.
sein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zum 31. August 2000 gelÃ¶st habe, habe er â��
der KlÃ¤ger â�� eine Umbesetzung innerhalb seines Unternehmens vornehmen
mÃ¼ssen, weil sÃ¤mtliche Vermittlungen seitens der Beklagten nicht zu einer
Neubesetzung dieses Arbeitsplatzes gefÃ¼hrt hÃ¤tten, da sich keiner "der
beauftragten etwa 25 Arbeitslosen" bei ihm gemeldet habe.

Mit Schreiben vom 13. September 2001 gab die Beklagte dem zwischenzeitlich
beauftragten ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers Gelegenheit, sich zu den fÃ¼r
die Aufhebungs- und Erstattungsentscheidung maÃ�geblichen Tatsachen zu
Ã¤uÃ�ern. Vor Erlass des angefochtenen Bescheides sei die gemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs. 1
SGB X erforderliche AnhÃ¶rung nicht durchgefÃ¼hrt worden. Eine solche
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften sei jedoch gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs. 1
Nr. 3 SGB X unbeachtlich, wenn die erforderliche AnhÃ¶rung eines Beteiligten
nachgeholt werde. Eine derartige Handlung dÃ¼rfe gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs. 2 SGB X
bis zum Abschluss des Vorverfahrens nachgeholt werden. Nach den Regelungen der
Â§Â§ 2, 7 ff. SGB III kÃ¶nnten Arbeitgeber zur Eingliederung von
fÃ¶rderungsbedÃ¼rftigen Arbeitnehmern ZuschÃ¼sse zu den Arbeitsentgelten zum
Ausgleich von Minderleistungen erhalten. Mit Bescheid vom 1. Dezember 2002 sei
der vom KlÃ¤ger beantragte Eingliederungszuschuss fÃ¼r den Arbeitnehmer K.
fÃ¼r den Zeitraum vom 1. August 2000 bis 31. Januar 2001 bewilligt worden. Das
ArbeitsverhÃ¤ltnis sei allerdings zum 31. August 2000 durch den Arbeitnehmer
beendet worden. Ein Eingliederungszuschuss sei bereits fÃ¼r die Monate August
2000 bis November 2000 vom Arbeitsamt Ã¼berwiesen worden. Da der
Arbeitnehmer ab 1. September 2000 nicht mehr in der Firma des KlÃ¤gers
beschÃ¤ftigt sei, seien auch die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r eine FÃ¶rderung
entfallen, so dass der Eingliederungszuschuss ab September nicht mehr gewÃ¤hrt
werden kÃ¶nne. Die Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung der FÃ¶rderungsleistung
sei daher aufzuheben und der Ã�berzahlungsbetrag zu erstatten.

Daraufhin machte die KlÃ¤gerseite gegenÃ¼ber der Beklagten geltend, eine
RÃ¼ckforderung bereits gezahlter ZuschÃ¼sse sei wegen Â§ 223 Abs. 2 Nr. 2 SGB
III nicht mÃ¶glich, da Herr K. vom KlÃ¤ger am 30. August 2000 die Aufhebung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses verlangt habe, weil ihm die Arbeit keinen SpaÃ� mehr mache.
Unter diesen Voraussetzungen habe dem KlÃ¤ger die FortfÃ¼hrung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses mit Herrn K. sinnlos erscheinen mÃ¼ssen, so dass das
ArbeitsverhÃ¤ltnis auf dessen ausdrÃ¼cklichen Wunsch am 31. August 2000
aufgehoben worden sei.
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Durch Widerspruchsbescheid vom 11. Januar 2002 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger sei seiner Verpflichtung, wesentliche
Ã�nderungen in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen unverzÃ¼glich
mitzuteilen grob fahrlÃ¤ssig nicht nachgekommen und hÃ¤tte darÃ¼ber hinaus
wissen mÃ¼ssen, dass der sich aus dem Bewilligungsbescheid ergebende Anspruch
weggefallen sei (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 4 SGB X i. V. m. Â§ 330 Abs. 3 SGB III
). Eine FÃ¶rderung sei nur fÃ¼r die Dauer des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses von
Herrn K. vom 1. August 2000 bis 31. August 2000 mÃ¶glich. Da ein Arbeitsentgelt in
HÃ¶he von 2.760,00 DM gezahlt worden sei und sich unter Beachtung der noch zu
zahlenden BeitrÃ¤ge des Arbeitgeberanteils an der Gesamtsozialversicherung
hieraus nur ein berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higes Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 3.312,00
DM ergebe, betrage der monatliche Zuschussbetrag bei einem FÃ¶rderungssatz von
30 Prozent lediglich 993,60 DM. Dieser Betrag sei von den bisher Ã¼berwiesenen
Zahlungen in HÃ¶he von 4.312,80 DM abzuziehen, so dass sich eine Ã�berzahlung
in HÃ¶he von 3.319,20 DM ergebe, die gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 SGB X zu erstatten
sei.

Dagegen hat der KlÃ¤ger mit am 22. Januar 2002 eingegangenem Schreiben vom
21. Januar 2002 Klage beim Sozialgericht Dresden erhoben.

Der KlÃ¤ger hat eingerÃ¤umt, tatsÃ¤chlich Zahlungen der Beklagten in HÃ¶he von
4.312,80 DM erhalten zu haben.

Die Beklagte hat vorgetragen, auf Grund der Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen sei
die Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung des Eingliederungszuschusses ab 1.
September 2000 aufzuheben. Rechtsgrundlage hierfÃ¼r sei â�� entgegen den
AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid vom 11. Februar 2002 â�� Â§ 45 Abs. 2
Satz 3 Nr. 3 SGB X i. V. m. Â§ 330 Abs. 2 SGB III; insoweit erfolge nach Â§ 43 SGB X
eine Korrektur. Eine teil weise Aufhebung der Bewilligung fÃ¼r das tatsÃ¤chlich
beste hende BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sei nicht vorgenommen worden.

Mit Gerichtsbescheid vom 11. November 2002 hat das Sozialgericht den Bescheid
vom 20. Juli 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11. Januar 2002
aufgehoben. Die Voraussetzungen von Â§ 223 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB III lÃ¤gen vor.
Die Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses sei auf Bestreben des Arbeitnehmers
erfolgt. Folglich sei der Eingliederungszuschuss nicht nach Â§ 223 Abs. 2 Satz 1 SGB
III zurÃ¼ckzuzahlen. Diese Vorschrift sei im Fall der vorzeitigen Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses lex specialis gegenÃ¼ber der
Erstattungsbestimmung des Â§ 50 Abs. 1 SGB X. Insoweit finde Â§ 45 SGB X keine
Anwendung.

Gegen den ihr am 27. November 2002 zugestellten Gerichtsbescheid hat die
Beklagte mit am 13. Dezember 2002 eingegangenem Schreiben vom 10. Dezember
2002 Berufung beim SÃ¤chsischen Landessozialgericht eingelegt.

Sie trÃ¤gt vor, der Eingliederungszuschuss fÃ¼r August 2000 sei wegen Â§ 223 Abs.
2 Satz 2 Nr. 2 SGB III nicht zurÃ¼ckzuzahlen. FÃ¼r die Zeit danach habe der
KlÃ¤ger keinen Anspruch auf einen Zuschuss zum Arbeitsentgelt des Herrn K. mehr,
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weil er wegen dessen KÃ¼ndigung kein Arbeitsentgelt mehr gezahlt habe. Die
Aufhebung der Bewilligungsentscheidung hÃ¤tte nach Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB
X i. V. m. Â§ 330 Abs. 2 SGB III erfolgen mÃ¼ssen. Danach kÃ¶nne sich der
BegÃ¼nstigte nicht auf Vertrauen berufen, wenn er die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes gekannt oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht gekannt habe.
Grobe FahrlÃ¤ssigkeit liege vor, wenn der BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem MaÃ�e verletzt habe. Schon durch den Antragsvordruck sei
dem KlÃ¤ger bekannt gewesen, dass der Eingliederungszuschuss als Zuschuss zum
Arbeitsentgelt nur fÃ¼r die Einstellung und damit Einarbeitung eines namentlich
bestimmten Arbeitnehmers vorgesehen sei. Der KlÃ¤ger habe die mit dem Antrag
verbundene ErklÃ¤rung unterschrieben, dass er dem Arbeitsamt jede Ã�nderung
gegenÃ¼ber den Angaben im Antrag, die sich auf die Zahlung des
Eingliederungszuschusses auswirken kÃ¶nne, mitteile. Insbesondere werde auch
auf die LÃ¶sung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses hingewiesen. Der KlÃ¤ger habe dem
Arbeitsamt nicht unverzÃ¼glich mitgeteilt, dass Herr K. seit dem 1. September
2000 nicht mehr bei ihm beschÃ¤ftigt gewesen sei. Erst auf Grund des Unterlassens
dieser Mitteilungspflicht habe das Arbeitsamt Ã¼berhaupt den rechtswidrigen
Bescheid erlassen. Bei der Entscheidung Ã¼ber den Antrag vom 1. August 2000
habe das Arbeitsamt nur von den dort gemachten Angaben ausgehen kÃ¶nnen, weil
es der KlÃ¤ger trotz der Belehrung Ã¼ber die Mitwirkungspflichten versÃ¤umt
gehabt habe, die KÃ¼ndigung des Herrn K. mitzuteilen. Als Arbeitgeber habe er
auÃ�erdem mit einfachsten Ã�berlegungen erkennen mÃ¼ssen, dass er keinen
Anspruch auf Eingliederungszuschuss bei Einarbeitung haben kÃ¶nne, wenn der
gefÃ¶rderte Arbeitnehmer nicht mehr bei ihm arbeite. Wegen der Vorschrift des Â§
223 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB III mÃ¼sse er den Zuschuss fÃ¼r den Monat August
2000 nicht zurÃ¼ckzahlen, wohl aber die ZuschÃ¼sse fÃ¼r die Zeit nach der
Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses mit Herrn K. (1. September 2000 die bis 30.
November 2000).

Die Beklagte beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Dresden vom 11. November 2002
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Insbesondere werde
nochmals betont, dass sich der KlÃ¤ger sofort nach Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses mit Herrn K. am 31. August 2000 bei der Beklagten um eine
"WeiterfÃ¶rderung" bemÃ¼ht und damit der Beklagten die Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses angezeigt habe.

Dem Senat haben die Verwaltungsakte der Beklagten sowie die Gerichtsakten
beider RechtszÃ¼ge vorgelegen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Insbesondere ist sie statthaft, da der Wert des
Beschwerdegegenstandes 3.319,20 DM betrÃ¤gt und somit 500 EUR
Ã¼berschreitet (Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz [SGG] in der ab 1.
Januar 2002 geltenden Fassung). Sie wurde auch form- und fristgerecht eingelegt
(Â§ 151 Abs. 1 SGG).

I. Sie ist auch Ã¼berwiegend begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide der
Beklagten sind im Ergebnis rechtmÃ¤Ã�ig, soweit sie den Zeitraum vom 1.
September 2000 bis 30. November 2000 und eine RÃ¼ckforderung in HÃ¶he von
3.234,60 DM betreffen. Insofern ist der Gerichtsbescheid vom 11. November 2002
abzuÃ¤ndern.

1. GemÃ¤Ã� Â§ 223 Abs. 2 SGB III in der Fassung vom 27. Juni 2000 (BGBl. I, S. 910)
ist der Eingliederungszuschuss bei Einarbeitung und der Eingliederungszuschuss bei
erschwerter Vermittlung teilweise zurÃ¼ckzuzahlen, wenn das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend des FÃ¶rderungszeitraums oder innerhalb
eines Zeitraums, der der FÃ¶rderungsdauer entspricht, lÃ¤ngstens jedoch von
zwÃ¶lf Monaten, nach Ende des FÃ¶rderungszeitraums beendet wird (Satz 1). Dies
gilt nicht, wenn die Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses auf das Bestreben des
Arbeitnehmers hin erfolgt, ohne dass der Arbeitgeber den Grund hierfÃ¼r zu
vertreten hat (Satz 2 Nr. 2). Die RÃ¼ckzahlung ist auf die HÃ¤lfte des
FÃ¶rderungsbetrages, hÃ¶chstens aber den in den letzten zwÃ¶lf Monaten vor
Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses gewÃ¤hrten FÃ¶rderungsbetrag
begrenzt (Satz 3). Nach inzwischen stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (zuletzt BSG, Urteil vom 6. Februar 2003, Az.: B 7 AL 38/02 R;
s. zur Problematik der Anwendbarkeit von Â§ 422 Abs. 1 SGB III auf Leistungen der
aktiven FÃ¶rderung Winkler, in: Gagel, SGB III, Kommentar, Stand: 1. Juli 2003, Â§
223, Rdnr. 4), von der abzuweichen der Senat keine Veranlassung sieht, sind nach 
Â§ 422 Abs. 1 SGB III fÃ¼r die RÃ¼ckforderung von EingliederungszuschÃ¼ssen
gemÃ¤Ã� Â§ 223 Abs. 2 SGB III bis zum Ende der Leistungen die Vorschriften in der
vor dem Tag des Inkrafttretens einer GesetzesÃ¤nderung geltenden Fassung weiter
anzuwenden, wenn vor diesem Tag der Anspruch entstanden oder die Leistung
zuerkannt worden ist oder die MaÃ�nahme begonnen hat, wenn die Leistung bis
zum Beginn der MaÃ�nahme beantragt worden ist.

Â§ 223 Abs. 2 SGB III stellt gegenÃ¼ber den Vorschriften der Â§Â§ 45 ff. SGB X i. V.
m. Â§ 330 SGB III eine Sonderregelung dar. Auf die Voraussetzungen der Aufhebung
eines Bescheides nach dem SGB X kommt es deshalb nicht an. Die AufzÃ¤hlung der
RÃ¼ckforderungstatbestÃ¤nde in Â§ 223 Abs. 2 SGB III ist vielmehr abschlieÃ�end
(so Brandts, in: Niesel, SGB III, Kommentar, 2. Aufl., 2002, Â§ 223, Rdnr. 9), soweit
es um die vorzeitige Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses geht (so
zutreffend Armbrust, in: Spellbrink/Eicher, Kasseler Handbuch des
ArbeitsfÃ¶rderungsrechts, 2003, Â§ 16, Rdnr. 77; diese EinschrÃ¤nkung des von
Brandts, a. a. O., etwas missverstÃ¤ndlich formulierten Grundsatzes ergibt sich
zwingend aus der Gesetzessystematik).

Aus Â§ 223 Abs. 2 Satz 3 SGB III folgt allerdings, dass die hier getroffene
Spezialregelung nur die RÃ¼ckzahlung des FÃ¶rderungsbetrages fÃ¼r die Zeit vor
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der Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses regelt. FÃ¼r die RÃ¼ckzahlung
des FÃ¶rderungsbetrages fÃ¼r die Zeit nach der Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses muss es deshalb â�� entgegen der Auffassung des
Sozialgerichts â�� bei der Anwendbarkeit der Â§Â§ 45 ff. SGB X i. V. m. Â§ 330 SGB
III bleiben.

2. GemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 1 SGB X darf ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen
rechtlich erheblichen Vorteil begrÃ¼ndet oder bestÃ¤tigt hat (begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt), soweit er rechtswidrig ist, auch nachdem er unanfechtbar
geworden ist, nur unter den EinschrÃ¤nkungen der AbsÃ¤tze 2 bis 4 ganz oder

teilweise mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft oder fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckgenommen werden. Ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt
darf nicht zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand
des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit dem
Ã¶ffentlichen Interesse an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist (Â§ 45 Abs. 2 Satz
1 SGB X). Das Vertrauen ist in der Regel schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte
erbrachte Leistungen verbraucht oder eine VermÃ¶gensdisposition getroffen hat,
die er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen
kann (Â§ 45 Abs. 2 Satz 2 SGB X).

GemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X kann sich der BegÃ¼nstigte nicht auf
Vertrauen berufen, soweit der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der
BegÃ¼nstigte vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung
unrichtig oder unvollstÃ¤ndig gemacht hat (Nr. 2), oder er die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte; grobe
FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn der BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat (Nr. 3).

Nur in den FÃ¤llen von Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 wird der Verwaltungsakt mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen (Â§ 45 Abs. 4 Satz 1 SGB X).
Die BehÃ¶rde muss dies innerhalb eines Jahres seit Kenntnis der Tatsachen tun,
welche die RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes
fÃ¼r die Vergangenheit rechtfertigen (Â§ 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X).

Liegen die in Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten Buches genannten Voraussetzungen
fÃ¼r die RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes
vor, ist dieser auch mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen (Â§ 330
Abs. 2 SGB III). Soweit ein Verwaltungsakt aufgehoben worden ist, sind gemÃ¤Ã� Â§
50 Abs. 1 Satz 1 SGB X bereits erbrachte Leistungen zu erstatten.

Die zunÃ¤chst unterbliebene AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs. 1 SGB X
wurde mit Schreiben vom 13. September 2001 zwischenzeitlich nachgeholt und der
anfÃ¤ngliche Verfahrensmangel ist somit unbeachtlich (Â§ 41 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2
SGB X).

Der Anwendbarkeit von Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X i. V. m. Â§ 330 Abs. 2 SGB X steht
auch Â§ 43 Abs. 3 SGB X nicht entgegen, weil es sich auch bei einer Entscheidung
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nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X i. V. m. Â§ 330 Abs. 3 SGB III um eine gesetzlich
gebundene Entscheidung handelt.

Der Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 20. Juli 2001 in der Fassung des
Widerspruchsbescheids vom 11. Januar 2001 wurde innerhalb der Jahresfrist von Â§
45 Abs. 4 Satz 2 SGB X erlassen.

Der ursprÃ¼ngliche Bewilligungsbescheid vom 1. Dezember 2000 war von Anfang
an rechtswidrig, weil er erst nach Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
mit Herrn K. erlassen worden war und die Beklagte zum Zeitpunkt des Erlasses von
dessen weiterem Bestehen ausgegangen war.

Es kann dahinstehen, ob der KlÃ¤ger seine Mitteilungspflichten verletzt hat und
somit die Voraussetzungen von Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 SGB X i. V. m. Â§ 330 Abs.
2 SGB III vorliegen. Denn jedenfalls sind die Voraussetzungen von Â§ 45 Abs. 2 Satz
3 Nr. 3 SGB X i. V. m. Â§ 330 Abs. 2 SGB III zu bejahen. Der KlÃ¤ger wusste sowohl
auf Grund des Antragsformulars der Beklagten als auch auf Grund des Bescheids
vom 1. Dezember 2000 und der darin enthaltenen Nebenbestimmungen, dass der
Eingliederungszuschuss bei Einarbeitung fÃ¼r die Einstellung einer bestimmten
Person erfolgt. Ihm musste daher klar sein, dass der Zuschuss an das Bestehen des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses mit diesem bestimmten Arbeitnehmer geknÃ¼pft war. Nach
Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses mit Herrn K. kam also schon aus logischen
GrÃ¼nden keine ZuschussgewÃ¤hrung fÃ¼r dieses ArbeitsverhÃ¤ltnis mehr in
Betracht. Dies musste der KlÃ¤ger auch wissen, weil er andernfalls die erforderliche
Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hÃ¤tte.

Der Vortrag, mit Investitionen in HÃ¶he von 15.000 DM einen neuen Arbeitsplatz
geschaffen zu haben, Ã¤ndert daran nichts. Dass mÃ¶glicherweise eine weitere
FÃ¶rderung fÃ¼r einen anderen bestimmten Arbeitnehmer mÃ¶glich gewesen
wÃ¤re, kann nicht dazu fÃ¼hren, dass der Zuschuss fÃ¼r Herrn K. fÃ¼r die Zeit
nach dem 31. August 2000 nicht zurÃ¼ckzuzahlen wÃ¤re.

Die Erstattungsforderung in HÃ¶he von (3 x 1.078,20 DM =) 3.234,60 DM folgt aus 
Â§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB X. Danach sind bereits erbrachte Leistungen zu erstatten,
soweit ein Verwaltungsakt aufgehoben worden ist.

II. Die Berufung ist allerdings unbegrÃ¼ndet, soweit mit dem Bescheid vom 20. Juli
2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11. Januar 2002 unter
Einbeziehung einer Ã�berzahlung fÃ¼r August 2000 ein Ã¼ber 3.234,60 DM
hinausgehender Betrag vom KlÃ¤ger zurÃ¼ckgefordert wird.

Da FÃ¤lle der Ã�berzahlung von EingliederungszuschÃ¼ssen, die unabhÃ¤ngig von
einer vorzeitigen Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses entstanden sind,
auch fÃ¼r die Zeit vor der Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses von Â§
223 Abs. 2 SGB III nicht erfasst werden, bleibt es insoweit bei der Anwendbarkeit
der allgemeinen Regelungen der Â§Â§ 45 SGB X i. V. m. Â§ 330 Abs. 2 SGB III.

Die Beklagte hat insofern auch die ihrer Meinung nach fÃ¼r August 2000
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Ã¼berzahlte Zuschussleistung zurÃ¼ckgefordert. Den AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid vom 11. November 2002 ist zu entnehmen, dass sie fÃ¼r
August 2000 einen Zuschuss in HÃ¶he von 993,60 DM â�� anstatt des gezahlten in
HÃ¶he von 1.078,20 DM â�� fÃ¼r richtig erachtet hat. Auch diese Ã�berzahlung hat
sie in den Erstattungsbetrag in HÃ¶he von 3.319,20 DM eingerechnet. HierfÃ¼r
fehlt es aber an einer Rechtsgrundlage, weil die Beklagte es versÃ¤umt hat, die
Bewilligung des Eingliederungszuschusses fÃ¼r August 2000 teilweise aufzuheben
und deshalb die Voraussetzungen von Â§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB X nicht vorliegen.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

IV. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG sind nicht
ersichtlich.

Erstellt am: 10.09.2004

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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